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Staat, du Allmächtiger
Es braucht eine liberale Staumauer gegen die sich ausbreitende Mentalität zu mehr Staat

Von Peter Grünenfelder,  
Direktor von Avenir Suisse 

Der staatliche Fussabdruck erreicht eineinhalb 
Jahre nach Ausbruch der Corona-Pandemie eine 
Grösse, wozu sich in keinem Schuhgeschäft 
noch eine passende Nummer finden liesse. Nach 
15 Milliarden Franken Ausgaben im Krisenjahr 
2020 schlagen die bewilligten Corona-Mittel 
des Bundes im laufenden Jahr mit fast 25 Mil-
liarden zu Buche.

Das staatliche Manna fliesst auch auf den nach-
gelagerten Ebenen unaufhörlich. Im Kanton Zü-
rich wurde bei den Härtefallhilfen die Milliar-
dengrenze überschritten.

Ein finanzpolitischer Sittenzerfall ist in den 
links-grün regierten Grossstädten zu beobach-
ten: Trotz höheren Steuereinnahmen budgetiert 
Zürich in den nächsten vier Jahren tiefrote Zah-
len, die Eigenkapitalbasis schmilzt um mehr als 

die Hälfte weg, die Fremdkapitalisierung steigt 
markant. Anstatt zu sparen, werden Tausende 
von neuen Stellen in der Verwaltung geschaffen. 
Gegen 24’500 werden es bald sein.

Es ist etwas faul im Staate, wenn sich in der 
Schweizer Wirtschaftsmetropole Nummer 1 die 
Verwaltung zum grössten Arbeitgeber mausert! 
Ein Aufschrei bleibt aus – wozu auch? In der 
urbanen Bevölkerung zeigt sich vermehrt eine 
Abhängigkeit von öffentlichen Stellen, sei es in 
Verwaltung, städtischen Betrieben oder Schulen. 
Derweil lebt es sich gemütlich in subventionier-
ten Wohngenossenschaften, ausgestattet mit ho-
hen Ausbaustandards und ausreichend Velo-Ab-
stellplätzen – selbstverständlich zu Mietzinsen 
weit unter dem Marktpreis.

Der Paradigmenwechsel zu mehr Staat macht 
an der Stadtgrenze nicht halt. Die Schweizer 
Kultur, einst Avantgarde der Kritik an der Obrig-
keit, transformiert zur Staatskultur. Allein 309 

Millionen Franken an zusätzlichen Mitteln stellt 
der Bundesrat dieses Jahr zur Verfügung. Der-
weil verlangen Verlagshäuser nach Finanzhilfen. 
Inwieweit werden Medienschaffende zukünftig 
ihrer demokratiepolitisch wichtigen, staatskriti-
schen Rolle gerecht, wenn ihre Jobs immer mehr 
vom staatlichen Geldfluss abhängig sind?

Das etatistische Pünktchen auf dem «i» liefert 
aber die Gewerbelobby, die nichts mehr von 
einer Rückzahlung der Covid-19-Kredite wis-
sen will. Jedes Volkswirtschafts-Lehrbuch für 
Erstsemestrige würde genügend Anschauungs-
material liefern zur Unterscheidung zwischen 
Krediten und À-fonds-perdu-Beiträgen.

Es braucht eine liberale Staumauer gegen die 
sich ausbreitende Mentalität zu mehr Staat. Die 
Pandemie hat es uns gelehrt: Nicht auf die Men-
ge, sondern auf die Qualität der staatlichen Leis-
tungen kommt es an. Das ist wohl schwieriger, 
als einfach das Geld der anderen auszugeben. 
Der bequemste Weg – so lautet das Sprichwort – 
geht immer bergab.

Nicht nur am Fuss des Üetlibergs, sondern auch bei Kanton und Bund sinkt die Ausgabendisziplin. 
(Thimo Pedersen, Unsplash)
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Regierungsrats- und Grossratswahlen 2022:
Bürgerliche mit gemeinsamen Mitteln und  
Bündelung zum Erfolg, oder getrennt marschieren 
und sich getrennt schlagen lassen?

Die Abstimmungen im Grossrat des Kantons 
Bern verlaufen zusehends mit knapperen Mehr-
heiten. Die SP greift – trotz geringerem Wähler-
anteil als die SVP – mit drei Kandidaten aus dem 
alten Kantonsteil die bürgerliche Regierungs-
mehrheit an. Obwohl angesichts dieser engen 
Ausgangslage die Reihen der Bürgerlichen nicht 
nur hinsichtlich der Regierungsratswahlen ge-
schlossen werden sollten, wurde die SVP im 
Wahlkreis Bern von der gemeinsamen Listen-
verbindung für den Grossrat ausgeschlossen. 
Die GLP, FDP, Mitte, EVP und EDU fanden hier 
zusammen und beschlossen, dass nur mit Zu-
stimmung sämtlicher Partner eine neue Partei in 
diese Listenverbindung aufgenommen werden 
kann. Im Wahlkreis Thun sind die Verhandlun-
gen noch nicht abgeschlossen. Auch hier ist noch 
offen, ob und was für eine bürgerliche Listen-Al-
lianz abgeschlossen werden kann. 

Im folgenden Artikel werden dem Leser nach 
einem kurzen militärgeschichtlichen Exkurs 
einerseits die drohenden Konsequenzen der 
fehlenden Listenverbindungen und andererseits 
konkrete Lösungswege aufgezeigt, um die bür-
gerlichen Interessen in den Grossratswahlen zu 
wahren! 

«Getrennt marschieren, vereint schlagen!» So 
hat der alte Helmuth von Moltke 1866 die 
Schlacht für die Preussen gegen die Österreicher 
und ihre Verbündeten bei Königsgrätz, Böhmen 
gewonnen. Die verschiedenen preussischen Ar-
meen stiessen getrennt u.a. über Sachsen, das 
Eulen- und Riesengebirge gegen Königsgrätz 
vor und vereinigten sich rechtzeitig. Dadurch 
konnte der Kampf gewonnen werden. Beim 
Franzoseneinfall, im Kampf der alten Eidge-
nossenschaft gegen Napoleon wiederum, wa-
ren sich 1798 die politischen und militärischen 
Führer über das Vorgehen leider nicht einig. 
Trotz einem glänzenden Sieg in Neuenegg er-
litten die Berner im Grauholz am 5.3.1798 eine 
bittere Niederlage. Auch der Widerstand der 
Innerschweizer, Walliser und Bündner gegen die 
Verfassung der Helvetischen Republik endete 
angesichts einer ungenügenden Absprache und 
fehlenden Koordination in klaren Niederlagen 
und brutaler Unterdrückung durch Napoleon 
und seine Truppen. Getrennt marschieren und 
sich getrennt schlagen lassen…

Die anderen bürgerlichen Parteien lernen leider 
nichts aus ihren Fehlern. Bereits 2014 schloss 
die FDP eine Listenverbindung mit der SVP aus. 
Anstatt ein Restmandat zu erringen, wurde diese 
weder durch die FDP noch die SVP gewonnen, 
sondern von einer kleinen linken Partei. Listen-
verbindungen sind keine Liebesheirat, sondern 
dienen einzig dem Gewinn eines der noch zu 
verteilenden sog. Restmandate.

Mitte-Rechts-Parteien in der Stadt Bern ver-
schmähen SVP, Berner Zeitung , 13.12.2021
… Daraus ziehe er den Schluss, dass die FDP in 
den Grossratswahlen nicht nur mit einer Listen-
verbindung mit der SVP antreten dürfe. «Der 

FDP bleibt in dieser Situation nichts anderes 
übrig, als zur Wahrung ihrer eigenen Interessen 
die Listenverbindung mit den Mitteparteien ein-
zugehen», so Zimmerli.

Die Verhandlungen im Wahlkreis Bern wurden 
ohne die SVP geführt. Das Mail, in dem wir allen 
involvierten Parteien von Seiten der städtischen 
SVP formell die Zusage für eine möglichst breite 
Listenverbindung erteilten, wurde leider erst 
nach Ablauf der Frist beantwortet. Dies nicht 
etwa durch den Parteipräsidenten der städtischen 
FDP, mit dem wir immerhin gemeinsam x Sit-
zungen für einen Zusammenschluss für die Ge-
meinderatswahlen 2020 zubrachten und mit dem 
wir ein Bündnis für weitere Wahlen abschlossen. 
Die Antwort wurde erstaunlicherweise an einen 
Grossrat der GLP aus der Region delegiert. 

Diesem Grossratskollegen aus der GLP mache 
ich selber gar keinen Vorwurf, zumal er selber zu 
den Regierungsratswahlen als Kandidat antritt 
und er an dieser Konstellation ein Interesse hat. 
Diese kann ich respektieren. Uns trifft vielmehr, 
dass der Listenpartner der Gemeinderatswahlen 
2020 kurzfristig denkt und die anderen Parteien 
mit dieser Listenverbindung (Zusammenschluss 
ohne SVP) auch 2024 RGM im Schlafwagen 4 
Sitze im Gemeinderat praktisch garantiert.

Es sollten aber auch den kantonalen und städ-
tischen Parteipräsidien der FDP und der Mitte 
aber auch deren Kandidierenden bewusst sein, 
dass die getroffene Sonderlösung der Stadt Bern 
sowohl für die Regierungsratswahlen als auch 
die Grossratswahlen auf Unverständnis der bür-
gerlichen Wähler stösst. In den Regierungs-
ratswahlen kämpfen wir gemeinsam gegen die 
Kandidierenden der SP, der Grünen und der 

Von
Alexander Feuz, 
Fürsprecher/
Rechtsanwalt
Grossrat und 
Stadtrat SVP, 
Fraktionschef SVP 
Stadt Bern

Chantal Perriard

Grossratswahlen 27. März 2022

Liste 11 / 11.13.4

Freiheit und Fortschritt gewinnt.

Für einen Kanton Bern
in dem wir gerne leben,
arbeiten und uns auch
in Zukunft sicher fühlen.

«

»
Präsidentin FDP Obstberg/Untere Altstadt Bern
Chantal Perriard, Juristin

#blaugewinnt



BernAktuell� Ausgabe Nr. 237

Januar/Februar 2022� Seite 3

GLP. In Bern gibt es eine gemeinsame Allianz 
bis zur EVP, die im Stadtrat in dem RGM Bünd-
nis eingebunden ist. Es droht bei einem getrenn-
ten Marschieren nun der Verlust bürgerlicher 
Mandate sowohl im Regierungsrat als auch im 
Grossrat 

Der Verfasser hat angesichts der bisherigen 
Statements der Exponenten gleichwohl nur noch 
minime Hoffnung, dass im Wahlkreis Bern sich 
ein Zusammenschluss ergibt. 
Sofern die FDP, die Mitte, die GLP und die EVP 
und EDU in Bern effektiv keine Listenverbin-
dung mit der SVP abschliessen wollen, wovon 
der Verfasser leider ausgehen muss, sollte sich 
der Wähler bewusst sein, dass er mit Stimmen 
für die FDP den unter der neuen Führung stehen-
den linksbürgerlichen Kurs absegnet und auch in 
Kauf nimmt, dass er im Grossen Rat noch höhe-
ren Motofahrzeugsteuern, rigiden Energiespar-
vorschriften, grüner Bevormundung und erleich-
terten Einbürgerung zum Durchbruch verhilft.

Die städtische FDP Fraktion ist – seit dem Weg-
gang von Bernhard Eicher – unter der neuen 
Fraktionsführung von Tom Berger und Vivianne 
Esseiva klar nach links gerückt. Aber auch die 

städtische Partei war nach dem Wechsel Phil-
ipp Müllers in den Regierungsrat und diversen 
Wechseln in der Parteileitung nicht mehr einig 
unter der neuen Leitung von Christoph Zim-
merli. Die Spitzenkandidatin der FDP Frauen 
Claudine Esseiva fährt einen progressiv feminis-
tischen Kurs. Es sei besonders Interessierten auf 
die entsprechenden Antworten auf den Fragen-
katalogen von Smartvote verwiesen.
Insbesondere die Hauseigentümer und Steuer-
zahler sollten das Wahlverhalten der kandidie-
renden Stadträte aus der FDP Fraktion für die 
kommenden Grossratswahlen genau analysieren 
und Konsequenzen ziehen:
– �Das Reglement für Zwischennutzung wurde 

von der Fraktion der FDP mit wenigen Gegen-
stimmen angenommen, obwohl dies für die 
betroffenen Nachbarn wesentliche Nachteile 
bringen kann und auch vom Hauseigentümer-
verband bekämpft wurde.

– �Auch die eigentümerfeindlichen Einschrän-
kungen in der Vermietung in der Altstadt fan-
den in der FDP Fraktion eine klare Mehrheit.

– �Trotz gigantischen Fehlausgaben nahm die 
FDP Fraktion den Jahresbericht des Gemein-
derats zustimmend zur Kenntnis (dies mit der 
Begründung, die Zahlen stimmen, vgl. dazu 

Bericht in Bern Aktuell vom September/Ok-
tober 2021).

– �Die millionenteure Parkour-Anlage (Sportan-
lage, in der z.B. das Fassadenklettern und das 
Gehen auf Geländern geübt werden) wurde 
trotz Finanzknappheit von der FDP klar gut-
geheissen. In der GLP gab es immerhin aus fi-
nanzpolitischen Erwägungen («nice to have») 
viele Gegenstimmen.

– �Den Kampf für den Erhalt der wenigen noch 
vorhandenen Parkplätze in der Stadt muss die 
SVP oft alleine führen. 

– �Auch wird die FDP wohl die kommenden Vie-
rerfeld-Vorlagen trotz immer weiteren Kon-
zessionen der Stadt nach linksgrün (sozialer 
Wohnungsbau, kein höherwertiges Wohnen, 
kleine Wohnungen zu Gunsten grosser Ge-
meinschaftsräume, fast keine Parkplätze mehr) 
im Sinne einer konstruktiven Opposition mit-
tragen.

Ich danke im Namen der Kandierenden der SVP 
allen Unterstützern, die sich für eine klare bür-
gerliche Politik aussprechen und unsere Liste 1 
und deren Kandidierenden den Vorzug und die 
Stimme geben.

Von 
Beat Schori,  
Grossrat SVP,
Bern

Mein Wunsch zum neuen Jahr: Ein starker  
Kanton Bern
Wann ist Wohnen und Arbeiten in einem Kanton attraktiv? Wenn die Steuern moderat sind und der Staat mit den eingenom-
menen Geldern gut wirtschaftet und den Bürgerinnen und Bürgern zielorientierte Leistungen bietet und diese effizient erbringt. 
Daran müssen wir im Kanton Bern arbeiten!

Die bernischen Unternehmungen sind auf 
Steuerentlastungen angewiesen, wenn sie sich 
weiterentwickeln sollen. Wirtschaftsfreundliche 
Rahmenbedingungen, gute Ausbildungsmög-
lichkeiten und der Abbau von entwicklungs-
hemmenden Reglementierungen sind wichtige 
Voraussetzungen für florierende Betriebe. Der 
Wirtschaftsmotor funktioniert wieder besser als 
in vergangenen Jahren, aber das zarte Pflänzchen 
muss nun gehegt werden. Die KMU im Kanton 
Bern müssen daher von behindernden Regle-
mentierungen und Vorschriften befreit werden 
und das Steuerklima muss für alle verbessert 
werden.

Arbeiten UND Leben in Bern
Wichtig ist auch die Entlastung der natürlichen 
Personen. Wir wollen nicht mehr zusehen, wie 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus steu-
erlichen Gründen die benachbarten Kantone als 
Wohnort vorziehen. Ich bin überzeugt, dass sich 
die Entlastung des Mittelstandes auszahlen wür-
de: Mehr Steuererträge dank steigender Zahl von 
gut verdienenden Steuerzahlenden im Kanton 
und Minderaufwendungen. Wenn nämlich mehr 
Arbeitnehmende hier nicht nur arbeiten, sondern 
auch wohnen, fallen weniger Stau-, Infrastruk-
tur- und Gesundheitskosten an. Es kann nicht 
sein, dass Menschen in Bern ihr Geld verdienen, 
es aber nicht hier versteuern. Darum sind für ein 
starkes Bern Steuersenkungen für juristische 
und natürliche Personen unabdingbar. Zudem 
muss die Erhöhung der Motorfahrzeugsteuer 
zwingend verhindert werden.

Hauptproblem Ausgabenwachstum
Wir müssen Spielraum für eine Steuersenkung 
schaffen. Das Hauptproblem bei den Finanzen 
des Kantons Bern bleibt das Ausgabenwachs-
tum. Der Wille, die Aufwendungen in den Griff 
zu bekommen, fehlt. Ein überdimensionierter 
Staatsapparat und hohe Schulden beeinträchti-
gen die wirtschaftliche Dynamik und führen zu 
Wohlstandsverlust. Der Missbrauch der Sozial-
werke muss bekämpft und Eigenverantwortung 
gestärkt werden. Menschen, die sich tagtäglich 
bemühen, mit Arbeit für sich und ihre Familie 
über die Runden zu kommen, dürfen gegen-

über Sozialhilfebeziehenden nicht benachteiligt 
werden. Die Unterstützung wirklich Bedürftiger 
muss im Zentrum stehen, und überrissene For-
derungen sind abzulehnen. Hilfe zur Selbsthilfe 
muss das Ziel des sozialen Netzes sein. Heute 
ist die Sozialhilfe teilweise zum Lebensstil ge-
worden. Dank der bürgerlichen Mehrheit im 
Regierungsrat finden nun allerdings die ersten 
Korrekturen statt. Dieser Weg ist weiterzugehen. 

Lasst uns zuversichtlich in die Zukunft 
gehen
Unser Kanton hat es verdient, dass wir ihn stär-
ken und dafür sorgen, dass man hier nicht nur 
wegen der vielfältigen Landschaft nach Bern 
kommt, sondern auch weil man hier mehr Geld 
im Portemonnaie hat dank bürgerfreundlicher 
und effizienter Verwaltungsarbeit. Unternehmer, 
aber auch Eigentümer von Liegenschaften und 
Autofahrer sollen im Kanton nicht viel tiefer in 
die Taschen greifen müssen als in anderen Kan-
tonen, das muss das Ziel sein. Das neue Jahr ist 
ein guter Moment, um mit der Arbeit auf dieses 
Ziel hin anzufangen.

www.bernaktuell.ch
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Bürgerliche Zusammenarbeit für die Rettung  
der AHV
Die Reform der AHV und damit die Sicherung der Renten ist dringend nötig. SVP, FDP und Die Mitte haben dafür eine  
massvolle sozial verträgliche Lösung gefunden. Dass Linksgrün die nun vorliegende gute und für alle tragbare Lösung aus  
rein ideologischen Gründen bekämpft, ist nicht nachvollziehbar. Denn damit gefährden SP, Gewerkschaften und Grüne die  
Renten der hart arbeitenden Menschen.

Marco Chiesa, Präsident SVP 
Thierry Burkart, Präsident FDP 

Gerhard Pfister, Präsident Die Mitte

Wer ein Leben lang gearbeitet und seine Beiträ-
ge bezahlt hat, hat das Anrecht auf eine sichere 
Rente. Diese ist jedoch nicht mehr gewährleistet: 
Wegen der Alterung der Bevölkerung besteht in 
der AHV bis 2030 eine Finanzierungslücke von 
bis zu 26 Milliarden Franken. Deshalb gehört die 
Reform der AHV zu den dringendsten Aufgaben 
einer verantwortungsvollen Politik.

Verantwortungslose Blockade- 
Politik von SP und Grünen
Die bürgerlichen Parteien nehmen diese Ver-
antwortung wahr und haben gemeinsam eine 
breit abgestützte Lösung gefunden, bei der alle 
einen Beitrag leisten und der niemanden über 
die Massen belastet. Für Geringverdienende der 
Übergangsgeneration stellt die Lösung der bür-
gerlichen Parteien sogar eine Verbesserung der 
heutigen Situation dar. Auch für die Frauen, die 
einen wichtigen Beitrag zu dieser AHV-Reform 
leisten, konnten angemessene Ausgleichszah-
lungen gesichert werden.

Umso unverständlicher ist, dass Grüne, SP und 
Gewerkschaften, die Vorlage derart verbissen 
bekämpfen. Mit der verantwortungslosen Blo-
ckade-Politik gefährdet Linksgrün die Renten 
aller Arbeitnehmenden in der Schweiz und letzt-

lich den sozialen Frieden. Deshalb rufen SVP, 
FDP und Die Mitte die Linke entschieden dazu 
auf, zum Wohle aller Arbeitnehmenden das Re-
ferendum gegen die AHV-Vorlage bleiben zu 
lassen.

Bürgerlicher Kompromiss sichert Ren-
ten bis 2030 und darüber hinaus
Nachfolgend die Kernelemente der vom Par-
lament in der Wintersession verabschiedeten 
Revision AHV21:

1. Angleichung des Rentenalters
Das AHV-Rentenalter der Frauen wird analog 
zu jenem der Männer um ein Jahr auf 65 Jahre 
angehoben. Männer und Frauen haben somit das 
gleiche Rentenalter.

2. Ausgleichs- und Begleitmassnahme
Für die betroffenen Frauen wird die Erhöhung 
des Rentenalters während einer Übergangszeit 
von 9 Jahren dauerhaft durch einen Rentenzu-
schlag kompensiert. Die Höhe dieser Begleit-
massnahme bemisst sich an der Höhe des durch-
schnittlichen Jahreseinkommens in der AHV. Im 
Grundsatz bedeutet dies: Je tiefer die AHV-Ren-
te desto höher ist der Rentenzuschlag. Maximal 
beträgt er 160 Franken pro Monat.

3. Rentenflexibilisierung
Neu können die AHV-Renten ab Alter 63 auch 
flexibel als Teilrenten vorbezogen werden. Wer 

über den 65. Geburtstag hinaus arbeitet, erhält 
eine höhere Teil- oder Vollrente. Das Arbeiten 
über das Rentenalter hinaus ermöglicht Lücken 
im Rentensystem zu schliessen.

4. Erhöhung des Freibetrages
Der Freibetrag wurde von bisher 16’800 Franken 
auf das 1,5-fache der Minimalrente, also auf neu 
21’510 Franken erhöht.

5. Stabilisierungszeit
Mit der verantwortungsvollen Lösung der bür-
gerlichen Parteien ist die Stabilisierung der AHV 
mittelfristig sichergestellt. Dafür wird die Mehr-
wertsteuer um 0,4% erhöht. Der Bundesrat ist 
aber verpflichtet, dem Parlament bis am 31. De-
zember 2026 eine nächste Vorlage für eine län-
gerfristige Stabilisierung der AHV vorzulegen.
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Name, Vorname

Adresse

PLZ, Ort

Telefon

E-Mail

Bitte einsenden an: Bund der Steuerzahler, Niederbottigenweg 101, 3018 Bern
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x2  auf Ihre Liste!

Beat Schori
wieder in den Grossen Rat www.svp-stadt-bern.ch
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Wichtigste Fakten zu den Pilotversuchen mit  
Cannabis und zur Änderung des Betäubungsmittel-
gesetzes

Gemäss Artikel 5, Absatz 2, der Bundesver-
fassung muss staatliches Handeln im öffentli-
chen Interesse liegen. Deshalb muss das Be-
täubungsmittelgesetz so ausgestaltet sein, dass 
der Gesundheitsschutz der ganzen Bevölkerung 
(insbesondere der Jugendschutz), der Schutz 
der öffentlichen Ordnung und die öffentliche 
Sicherheit gewährleistet sind. Die Experimente 
mit Kiffern hingegen (ca. 3% der Bevölkerung) 
belasten deren Gesundheit.

Unzählige, wissenschaftlich fundierte Studien 
belegen die negative Auswirkung von Cannabis 
auf den Körper und die Psyche: Lungenschä-
den, Amotivationssyndrom («Null-Bock-Stim-
mung»), Beeinträchtigung der Reaktions- und 
Konzentrationsfähigkeit sowie des Kurzzeitge-
dächtnisses, Aggressionen, Gewalt, Depressio-
nen, Psychosen, Schizophrenien, usw.

Mit den neuen Artikeln im Betäubungsmittel-
gesetz wird diesen möglichen Auswirkungen 
nicht Rechnung getragen und gegen die Bundes-
verfassung verstossen. Gerade in der Zeit des 
Corona-Virus ist es absurd, von Staates wegen 
Cannabis konsumieren zu lassen. Denn es ist 
erwiesen, dass das Betäubungsmittel Cannabis 
das Immunsystem schwächt und somit sowohl 
die Gesundheit der Versuchsteilnehmenden wie 
auch deren Umfeld gefährdet. Wir weisen darauf 
hin, dass eine Lockerung im Betäubungsmittel-
gesetz von der Bevölkerung klar abgelehnt 
worden ist: Die Cannabis-Initiative mit 63% 
und die Droleg-Initiative mit 74%! Wenn nun 
trotz diesen Fakten eine Abänderung des Be-
täubungsmittelgesetzes beschlossen wird, wären 
die folgenden Versuchsbedingungen dringend 
zu fordern:

n � Die Versuchsteilnahme muss auf max. 4 Jahre 
beschränkt und mit einer Versuchsauswer-
tung abgeschlossen werden.

n � Die Teilnehmer/-innen müssen Schweizer 
Bürger/-innen sein.

n � Sie müssen ein geregeltes Arbeitsverhältnis 
aufweisen und ihr Arbeitgeber muss über 
die Versuchsteilnahme informiert sein. Auch 
Schüler/-innen und Studierende müssen ihre 
Vorgesetzten über den regelmässigen Canna-
biskonsum ins Bild setzen, um Notfallsituati-
onen richtig zu begegnen und Fehlleistungen 
vorzubeugen.

n � Damit das Strassenverkehrsgesetz nicht ver-
letzt wird und die Rechtsgleichheit garantiert 
bleibt, müssen die Versuchsteilnehmenden 
ihren Fahrzeugausweis aus Sicherheitsgrün-
den abgeben!

n � Die Versuchsteilnehmenden dürfen weder 
Sozialhilfegelder noch eine Invalidenrente 
beziehen, damit sie die Betäubungsmittel 
selbst finanzieren können.

n � Die Tabaksteuer gilt auch für die zum Rau-
chen bestimmten Cannabisprodukte.

n � Die Kosten für die Herstellung des Drogen-
hanfs, die Betreuung der Teilnehmenden, die 
Kontrollen von Stoff und Auswirkungen wer-
den Millionen Franken kosten. Diese Kosten 
müssen die Gemeinden, welche diese Pilot-
versuche starten wollen, ohne direkte oder 
indirekte finanzielle Beiträge des Bundes und 
der Kantone übernehmen, da diese nicht von 
öffentlichem Interesse sind.

Gefährlich bei dieser Versuchsanlage ist auch 
die vorgesehene Höchstmenge von 10 g Canna-
bis pro Monat. Diese Menge ergibt ca. 100 Joints 
mit einem hohem THC-Gehalt von 20% (wie 
hochprozentiger Schnaps!). In den 1968-Jah-
ren betrug der Rauschgiftgehalt von Marihua-
na noch 1–3%! Da eine Kontrollgruppe fehlt, 
werden den Pilotversuchen mit Cannabis von 
Fachleuten schon jetzt die Wissenschaftlichkeit 
abgesprochen.

Von 
Andrea Geissbühler, 
Nationalrätin, Präsi-
dentin Dachverband 
«Drogenabstinenz 
Schweiz»
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Dann wurde er zu Berns Schultheiss gewählt. 
Man weiss, dass er 1469 bei Bruder Klaus von 
Flüe im Ranft weilte und dessen wundersames 
Fasten bezeugte.

Bei den innerbernischen Aufständen – Hand-
werker und Bürger erhoben sich gegen Vorrechte 
des Adels – vertrat Adrian von Bubenberg die 
Adelspartei. Aber bald schon verdrängte der 
burgundische Machtanspruch die bernische In-
nenpolitik. Es war den Herzögen von Burgund 
gelungen, sich weitreichende Territorien vom 
Elsass bis in die Niederlande zu erwerben und 
sich zwischen Frankreich und das römisch-deut-
sche Reich zu schieben. Adrian von Bubenberg 
galt als burgunderfreundlich und wurde 1475 
durch seinen franzosenfreundlichen Gegenspie-
ler Niklaus von Diesbach aus seinen Stellungen 
gedrängt. Diesbach starb bald im Felde, die bur-
gundische Bedrohung blieb. Und jetzt wollten es 
die Burgunder wissen.

Burgunderkriege

alter Überlieferung soll ein Ahne der Familie 
Bubenberg bereits 1191 mit der Gründung der 
Stadt Bern beauftragt worden sein.

Sie sehen hier Adrians Vorfahre, Kuno von Bu-
benberg, links im Bild mit einem Gehilfen, der 
sein Wappen hält. Kuno von Bubenberg soll mit 
dem Stadtgründer, Herzog V. von Zähringen, 
aneinandergeraten sein, weil er die Stadt doppelt 
so gross gebaut hatte, wie ihm der Zähringer er-
laubt hatte. Gemäss Sage sollte die neue Stadt 
benannt werden nach dem Erstbesten, der sich 
den Gründern entgegenbewegte: Damals war 
das ein Bär, also darum Bern, darum der Bären-
graben. Heute wäre es wahrscheinlich ein Velo! 
Bern hiesse dann vielleicht nicht Bern, sondern 
Bicicletta!

Schon der Vater von Adrian namens Heinrich 
war Schultheiss, Besitzer ausgedehnter Lände-
reien, vor allem des herrlichen Spiez. Darum 
steht dort seit 2017 eine grosse Bubenberg-
Skulptur.

Adrian von Bubenberg folgte den Spuren seines 
Vaters Heinrich. Er bewährte sich rasch als Trup-
penführer und Kriegsmann. 1466 – also mit 32 
Jahren – empfing er anlässlich einer Pilgerreise 
nach Jerusalem den Ritterschlag.

Würdigung grosser Persönlichkeiten

Adrian von Bubenberg (um 1434–1479) 
Der Held von Murten

Kriegsmann und Schultheiss

Neben mir steht eine Statue von Adrian von 
Bubenberg – Bubenberg in voller Rüstung, ein 
Symbol von Wehrhaftigkeit, Mut, Entschlossen-
heit und Durchhaltevermögen. Der Schöpfer 
dieser Statue ist ein anderer Stadtberner, der 
geniale Karl Stauffer.

Sie ahnen es, meine Damen und Herren. Wir ge-
hen ins 15. Jahrhundert zurück, wo sich die noch 
junge Eidgenossenschaft in grossen Schlachten 
behaupten musste.

Damals bedrängte die Eidgenossenschaft der 
mächtige König von Burgund – Karl der Kühne 
–, der von Norden her die Eidgenossenschaft zu 
besiegen suchte.
Und in diesem 15. Jahrhundert, nämlich um 
1434, wurde Adrian von Bubenberg geboren. 
Seine Familie war die wohl verdienstvollste in 
der bisherigen Geschichte Berns. Die Stadt und 
ihre Untertanengebiete hatten die unbestrittene 
Vormachtstellung in der westlichen Eidgenos-
senschaft. Und an der Spitze dieser Stadt stand 
Adrians Vater als Bürgermeister.

Seine Familienwurzeln sind zwar nicht gerade 
bis Adam und Eva lückenlos belegt, aber gemäss 

Von  
Dr. Christoph Blocher, 
alt Bundesrat,
8704 Herrliberg (ZH)

Bubenberg-Skulptur von Stauffer-Bern

Gründung von Bern

Bubenberg als Krieger

Niklaus von Diesbach

Schloss Spiez

Karl der Kühne
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Der Glanz der heldenhaften Verteidigung von 
Murten ist in der Schweizer Geschichte nie ver-
blichen.

Wenn Sie zum Beispiel an einer Scheibe im 
Berner Münster dieses Bubenberg-Wappen auf 
blauem Grund leuchten sehen, denken Sie viel-
leicht an die Zeit, als unser Kleinstaat in grösster 
Gefahr standhielt.

Ohne die Leistung dieses mutigen, selbstlosen 
und führungsstarken Berners wäre vielleicht die 
Eidgenossenschaft nach nicht einmal 200 Jahren 
ruhmlos zugrunde gegangen.

Nachruhm

In späteren Zeiten hat man sich in Dankbarkeit 
an den untadeligen Ritter Adrian von Bubenberg 
erinnert. Dabei existiert kein einziges zeitgenös-
sisches Porträt dieses Helden. Aber Max Leu 
schuf 1897 diese Bronzestatue am Hirschen
graben.

Die «Neue Zürcher Zeitung» schrieb bei der 
Enthüllung beeindruckt: «Eine Zierde, ja einen 
Teil der Ehre Bern darf man im Standbild dieses 
Mannes erblicken, der in einer harten Zeit die 
Geschicke seiner Vaterstadt zum Guten zu wen-
den vermochte. Möge sein Sinn und Geist nicht 
nur Berns Bevölkerung, sondern dem Schwei-
zervolke stetsfort innewohnen.»
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Zürcher unter Hans Waldmann – in einem Ge-
waltmarsch angerückt waren, kam es am 22. Juni 
1476 zur Schlacht bei Murten. Die vereinten 
Eidgenossen überfielen das Burgunderlager und 
vernichteten einen Grossteil des Heeres.

Murten war frei, Adrian von Bubenberg kehrte 
mit seiner Besatzung als gefeierter Held nach 
Bern zurück.

Karl der Kühne entkam mit knapper Not und 
sollte wenig später bei der dritten Burgunder-
schlacht bei Nancy den Tod finden. Und so 
lernten wir in der Primarschule einprägsam: 
«Karl der Kühne verlor in Grandson das Gut, in 
Murten den Mut und in Nancy das Blut.»
Adrian von Bubenberg wurde jetzt völlig re-
habilitiert und erneut Schultheiss, verstarb aber 
schon im Sommer 1479 – mit erst 45 Jahren – 
mitten in seinen Amtsgeschäften.

1476 schickte der Burgunderherzog Karl der 
Kühne ein prachtvolles Heer gegen die Eid-
genossen, das aber bei Grandson geschlagen 
wurde.

Doch der Herzog versammelte erneut Truppen 
bei Lausanne, um gegen die verhassten Berner 
loszuschlagen. Das Städtchen Murten wurde 
von den Bernern als Vorposten ausersehen und 
Adrian von Bubenberg als Berns tüchtigster 
Kriegsmann dorthin beordert. Für Bern ging es 
um Sein oder Nichtsein.

Im April 1476 eilte Bubenberg – damals schon 
nicht mehr Schultheiss – nach Murten. Von sei-
ner Mannschaft forderte er Mannszucht. Wäh-
rend zwei Monaten bildete er seine Truppe aus, 
ergänzte sie und verstärkte die Befestigungen. 
An seine Heimatstadt schrieb er entschlossen, 
eher als zu weichen solle Murten zum Friedhof 
werden.

Und er äusserte die legendär gewordenen Wor-
te: «Solange eine Ader in uns lebt, gibt keiner 
nach!»

Anfang Juni erschien das mächtige Burgunder-
heer vor den Toren von Murten. Zwölf Tage lan-
ge beschossen und bestürmten die Burgunder die 
Stadt, Tag und Nacht behoben Männer, Frauen 
und Kinder die Schäden.

Doch die Berner holten Verstärkung. Nachdem 
andere Eidgenossen – darunter vor allem die 

Belagerung von Murten

Bubenberg-Bronzestatue von Max Leu 
(1897) am Hirschengraben in Bern

Wappen im Berner Münster

Schlacht bei Murten


